
Vereinbarungen zum Versorgungsausgleich 

Mittwoch, 3. September 2025
 

 1. Grundfragen und Anwendungsprobleme im Beurkundungsalltag

 - vorsorgende Eheverträge und Scheidungsvereinbarungen 
 
 2. Aktuelle Entscheidungen (incl. Inhaltskontrolle)

 
 3. VA am Beispiel der „Unternehmerehe“
 - einseitiger Aufbau von Versorgungsanrechten beim

  Nichtunternehmer-Ehegatten

 - Anrechte mit Kapital- und Rentenwahlrechten

 - Vermögensaufbau als Altersvorsorgeäquivalent

 



„Aktuelle Rechtsprechung“
mit Bezug zum VA

etc.

Dr. Wolfgang Reetz
Notar in Köln



Inhaltskontrolle – vereinfachtes Schema

BGH, 11.02.2004 - XII ZR 265/02, 
FamRZ 2004, 601 = DNotZ 2004, 550 = Z 158, 81

I. Wirksamkeits-(Bestands)kontrolle nach § 138 Abs. 1 BGB
 [Mehrheit von Einzelklauseln - Typenkompensationsvertrag]

 Zeitpunkt: Vertragsschluss – Vorausschaubarkeit – geplanter Ehetypus
 1. objektive Tatbestandsseite
  a) Einzelklauselprüfung - Kernbereichsnähe
   [Rechtsfolge: § 139 BGB – Salvatorische Klausel wirksam]
  b) pflichtgemäße Gesamtbetrachtung [Zusammenwirken]
  objektive Tatbestandsseite (Indizwirkung)
 2. subjektive Tatbestandsseite (Umstände außerhalb der Urkunde)
  [Rechtsfolge: Gesamtnichtigkeit – Salvatorische Klausel unwirksam]

II. Ausübungskontrolle nach §§ 242, 313 BGB
 Zeitpunkt: Scheitern der Ehe – gelebter Ehetypus
 [Rechtsfolge: Nichtausübung – Anpassung wirksamer Klauseln]
 Maßstab: ehebedingter Nachteil – keine Halbteilungskontrolle



Inhalts- bzw. Wirksamkeitskontrolle

OLG Stuttgart Beschl. v. 26.6.2025 – 11 UF 194/94 (rechtskräftig), 
DNotI-Abruf = https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/NJRE001614845

 
Normen: § 138 Abs. 1 BGB, § 242 BGB, § 1408 BGB, § 1568 Abs. 1 Alt. 1 BGB

Stichworte: 
- Härte- bzw. Kinderschutzklausel des § 1568 Abs. 1 Alt. 1 BGB,
- Sittenwidrigkeit eines Ehevertrages/Ausschuss des 

Versorgungsausgleichs,
- geplanter Ehetypus und Vorhersehbarkeit, 
- subjektive Seite des Sittenwidrigkeitsvorwurfs,
- Geldleistungen innerhalb der Ehe,
- Ausübungskontrolle



Inhalts- bzw. Wirksamkeitskontrolle

OLG Stuttgart Beschl. v. 26.6.2025 – 11 UF 194/94 (rechtskräftig), 
DNotI-Abruf = https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/NJRE001614845

 

Leitsatz (amtl.):

Ein ehevertraglicher Ausschluss des Versorgungsausgleichs ist nicht sittenwidrig 

und kann der durchzuführenden Ausübungskontrolle standhalten, wenn der an sich 

ausgleichspflichtige Ehegatte während der Ehe erhebliche Zahlungen an den 

anderen Ehegatten geleistet hat, welche dem Aufbau einer weitergehenden 

Altersversorgung dienen sollten. (Rn. 44).



Inhalts- bzw. Wirksamkeitskontrolle / subj. Seite

OLG Celle (17. Zivilsenat) Beschl. v. 09.03.2021 – 17 UF 172/20, 
BeckRS 2021, 7858 = MittBayNot 2022, 351 = NZFam 2021, 591 mAnm Ruetten, s.a 

NJW-Spezial 2021, 325 (Martin Haußleiter) 
 
Normen: §§ 138 Abs. 1, 242, 1408, 1414, 1570, 1580, 1605 Abs. 1 BGB, § 6 Abs. 1 S. 

2 Nr. 2 VersAusglG 

 zuvor bereits: 

 OLG Celle NJW 2018, 3462 Rn. 25 f. = BeckRS 2018, 22277
 OLG Schleswig BeckRS 2020, 61408 Rn. 22

Stichworte: 
- Typenkombinationsvertrag
- Verfahrensgestaltung durch den Notar
- Wirksamkeitskontrolle nach § 138 Abs. 1 BGB



OLG Celle (17. Zivilsenat) Beschl. v. 09.03.2021 – 17 UF 172/20 

Stichworte Forts: 
 

- Gesamtschau-Prüfung vs. Einzelklausel-Prüfung 
 (Kernbereichsabstufung) 
- subjektive Seite: unterschiedliche Prüfungsmaßstäbe 
- subjektive Seite: Umstände außerhalb der Urkunde
- „Hinübergreifen“ und „Funktionsäquivalenz“
- Bedeutung der Kompensation



OLG Celle (17. Zivilsenat) Beschl. v. 09.03.2021 – 17 UF 172/20 

Rn. 32 Der hier vereinbarte Verzicht auf die Durchführung des 
Versorgungsausgleichs stellt sich nach den dargelegten Maßstäben als 
sittenwidrig dar.

Rn. 33 Nach der Rechtsprechung des BGH ist der Versorgungsausgleich dem 
Kernbereich der Scheidungsfolgen zugeordnet und steht als 
vorweggenommener Altersunterhalt einer vertraglichen Gestaltung nur 
begrenzt offen. So ist ein Ausschluss des Versorgungsausgleichs nach § 138 
Abs. 1 BGB schon für sich genommen unwirksam, wenn er dazu führt, dass 
ein Ehegatte aufgrund des bereits beim Vertragsschluss geplanten Zuschnitts 
der Ehe über keine hinreichende Alterssicherung verfügt und dieses Ergebnis 
mit dem Gebot ehelicher Solidarität unvereinbar erscheint (BGH NJW 2020, 
3243 = MittBayNot 2021, 256 = BeckRS 2020, 15779 Rn. 23 mwN).



OLG Celle (17. Zivilsenat) Beschl. v. 09.03.2021 – 17 UF 172/20 
Forts.:

Rn. 35 Eine Sittenwidrigkeit liegt auch dann nahe, wenn sich ein Ehegatte, wie 
schon bei Vertragsschluss geplant oder verwirklicht, der Betreuung der 
gemeinsamen Kinder gewidmet und deshalb auf eine 
versorgungsbegründende Erwerbstätigkeit in der Ehe – weitgehend – 
verzichtet hat. In diesem Verzicht liegt ein Nachteil, den der 
Versorgungsausgleich gerade auf beide Ehegatten gleichmäßig verteilen will 
und der ohne Kompensation nicht einem Ehegatten allein angelastet werden 
kann, wenn die Ehe scheitert (vgl. BGH NJW 2014, 1101 Rn. 20).

Rn. 37 ***. Es ist jedenfalls von einem konkreten Kinderwunsch der Bet. 
auszugehen. Abgesehen davon, dass bei kinderlosen Ehegatten im 
gebärfähigen Alter (vorliegend war die Ag. bei Vertragsschluss und 
Eheschließung 29 und der Ast. 34 Jahre alt) die Annahme der Absicht, eine 
Familie zu gründen, bereits angesichts allgemeiner Lebenserfahrung 
naheliegt (OLG Celle NJW 2018, 3463), zeigt auch die im Rahmen der 
Vereinbarung zum Unterhalt erfolgte Differenzierung danach, ob aus der 
Ehe „Kinder“ hervorgegangen sind, dass die Bet. einen konkreten und 
zeitnah umzusetzenden Kinderwunsch gehegt haben.



OLG Celle (17. Zivilsenat) Beschl. v. 09.03.2021 – 17 UF 172/20 
Forts.:

Rn. 40 In subjektiver Hinsicht bedarf es für die Feststellung, eine Regelung aus 
dem Kernbereich der Scheidungsfolgen sei nichtig, nicht der Ausnutzung 
der unterlegenen Verhandlungsposition eines Ehegatten. Insofern 
unterscheiden sich die Voraussetzungen der Sittenwidrigkeit einer 
einzelnen Bestimmung aus dem Kernbereich der Scheidungsfolgen von den 
Anforderungen, die an die Sittenwidrigkeit aufgrund eines insgesamt 
unausgewogenen Vertrags gestellt werden und bei denen außerhalb der 
Vertragsurkunde liegende Umstände erforderlich sind, die für eine bewusst 
ausgenutzte unterlegene Verhandlungsposition sprechen (vgl. dazu OLG 
Celle NJW 2018, 3462 OLG Schleswig BechRS 2020, 61408 Rn. 22). In die 
Beurteilung einzubeziehen sind aber die von den Ehegatten mit der Abrede 
verfolgten Zwecke und ihre Beweggründe, die zur Vereinbarung der Klausel 
geführt haben. Ergeben sich weder aus dem Ehevertrag, noch aus dem 
Zuschnitt der Ehe oder den Lebensverhältnissen der Ehegatten Umstände, 
aufgrund derer die einseitige, den Kernbereich der Scheidungsfolgen 
betreffende Lastenverteilung subjektiv anerkennenswert und gerechtfertigt 
erscheinen kann, so ist die Regelung sittenwidrig.



OLG Stuttgart Beschl. v. 5.9.2019 – 17 UF 54/18, 
BeckRS 2019, 45645

Normen: §§ 138 Abs. 1, 139 BGB; § 6 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 VersAusglG

Rn. 40 Ob hier auf der objektiven Seite durch eine Einzelprüfung der Vereinbarung 
zu jeder Scheidungsfolge im Rahmen der Kernbereichslehre oder zumindest 
bei Würdigung der objektiven Seite im Wege einer Gesamtschau der 
objektive Aspekt des Vertrags vom 19.07.1994 zu beanstanden ist, kann 
dahingestellt bleiben.

Rn. 41 Denn weiterhin wäre erforderlich, dass auch die Überprüfung der 
subjektiven Seite zu einer massiven Beanstandung des Vertrags führt. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass eine etwaige einseitige Lastenverteilung 
aus objektiver Sicht allein noch nicht geeignet ist, eine tatsachliche 
Vermutung für die subjektive Seite der Sittenwidrigkeit zu begründen, da das 
Gesetz einen unverzichtbaren Mindestgehalt an Scheidungsfolgen zu 
Gunsten des berechtigten Ehegatten nicht kennt (BGH, FamRZ 2013, 195 Rn. 
24).



Inhaltskontrolle von Eheverträgen bei 
Unternehmerehen mit Gütertrennung

BGH Beschl. v. 28.05.2025 – XII ZB 395/24
NJW 2025, 2482 = BeckRS 2025, 14482 = BWNotZ 2025, 253

Stichwort:
- Unternehmerehe,
- Wirksamkeitskontrolle als Vehikel,
- Gütertrennung

Leitsatz (Redaktion BWNotZ):

Ein überwiegendes legitimes Interesse des erwerbstätigen Ehegatten, das 
Vermögen seines selbständigen Erwerbsbetriebes durch die Vereinbarung 
der Gütertrennung einem möglicherweise existenzbedrohenden Zugriff 
seines Ehegatten im Scheidungsfall zu entziehen und damit nicht nur für 
sich, sondern auch für die Familie die Lebensgrundlage zu erhalten, ist im 
Rahmen der Wirksamkeitskontrolle anzuerkennen. 



BGH Beschl. v. 28.05.2025 – XII ZB 395/24
NJW 2025, 2482 = BeckRS 2025, 14482 = BWNotZ 2025, 253

Forts. Leitsatz (Redaktion BWNotZ):

Ein vertraglicher Ausschluss des Zugewinnausgleichs ist daher auch dann 
nicht im Rahmen der Wirksamkeitskontrolle zu korrigieren, wenn bereits bei 
Vertragsschluss absehbar gewesen ist, dass sich der andere Ehegatte ganz 
oder teilweise aus dem Erwerbsleben zurückziehen würde und ihm deshalb 
eine vorhersehbar nicht kompensierte Lücke in der Altersversorgung 
verbleibt (vgl. Senatsbeschluss vom 15. März 2017 – XII ZB 109/16 – FamRZ 
2017, 884 Rn. 36 mwN).



„vorsorgender Ehevertrag“ – klassische Gestaltung
KG, Beschl. v. 19.07.2024 – 16 UF 39/22, 

BeckRS 2024, 23037 

Leitsatz (amtl.):
1. … 2

3. Von einer Sittenwidrigkeit eines Ehevertrages kann im Allgemeinen 
nicht ausgegangen werden, wenn:

a) der vereinbarte modifizierte Zugewinnausgleich, wonach es bei einer 
Beendigung der Ehe durch Tod eines Ehegatten bei den gesetzlichen 
Bestimmungen sein Bewenden haben soll, wohingegen im 
Scheidungsfall kein Zugewinnausgleich erfolgen soll, dazu dient, im 
Scheidungsfall den Bestand des (kleinen) Unternehmens eines der 
beiden Ehegatten abzusichern, das für diesen Ehegatten dessen 
Lebensgrundlage und alleinige Altersvorsorge darstellt und dessen 
Bestand deshalb nicht durch eventuelle Ausgleichszahlungen gefährdet 
werden soll;



„vorsorgender Ehevertrag“ – klassische Gestaltung
KG, Beschl. v. 19.07.2024 – 16 UF 39/22, 

BeckRS 2024, 23037 

Forts. :

b) der vereinbarte Ausschluss des Versorgungsausgleichs aufgrund der 
konkreten Umstände des Einzelfalles ausschließlich dem wirtschaftlich 
schwächeren Ehegatten zugutekommt, weil der andere, als 
Unternehmer selbständig erwerbstätige Ehegatte keinerlei spezifische 
Altersvorsorge betrieben hat und dies auch künftig nicht beabsichtigt, 
wohingegen der wirtschaftlich schwächere Ehegatte aufgrund einer 
abhängigen Erwerbstätigkeit bzw. aufgrund der Betreuung eventueller, 
aus der Ehe hervorgehender Kinder Versorgungsanrechte in der 
gesetzlichen Rentenversicherung erwerben soll (und auch tatsächlich 
erworben hat), die ihm im Scheidungsfall auf diese Weise ungeschmälert 
erhalten bleiben;



„vorsorgender Ehevertrag“ – klassische Gestaltung
KG, Beschl. v. 19.07.2024 – 16 UF 39/22, 

BeckRS 2024, 23037 

Forts. :

c) der vereinbarte Ausschluss nachehelicher Unterhaltsansprüche die 
Unterhaltsansprüche wegen Kinderbetreuung und wegen Alters nach 
§§ 1570, 1571 BGB und damit solche Unterhaltsansprüche vom 
vereinbarten nachehelichen Unterhaltsverzicht ausnimmt, die nach der 
Kernbereichslehre des Bundesgerichtshofs an erster und zweiter Stelle 
rangieren. Dass die vom Unterhaltsausschluss ausgenommenen 
Unterhaltsansprüche im Hinblick auf Höhe und Dauer beschränkt 
werden, ist unschädlich, wenn die Beschränkung insgesamt maßvoll 
ausfällt und sich an den „Eckwerten“ des früheren, bis zur 
Unterhaltsrechtsreform üblichen „Altersphasenmodells“ orientiert;



Versorgungsausgleich
Grundfragen

(Auswahl)



Struktur des Ausgleichs nach VersAusglG  

a) Bewertung (Ehezeitanteil) der einzelnen Anrechte (§§ 5, 39 - 47 ff. 
VersAusglG).

b) Halbteilung jedes Anrechts; Ausgleichswert (§ 1 VersAusglG), 
  - keine „Vergleichbarmachung“, 
  - kein Einmalausgleich; 
  - kein Einwegausgleich in gRV
c) Realteilung jeden Anrechts jedes Ehegatten; Teilungsformen (§ 1 

VersAusglG)
 aa) interne Teilung (= Regelfall: §§ 10 - 13 VersAusglG),
 bb) externe Teilung (= Ausnahmefälle: §§ 14 - 17 VersAusglG),
 cc) schuldrechtliche Ausgleichszahlung (= Auffangtatbestand: 
  §§ 20 - 22 VersAusglG).
d) sonstige Fragen:
 aa) vorrangige Vereinbarungen (Notar: §§ 6 - 8 VersAusglG),
 bb) Härtefälle (grobe Unbilligkeit: § 27 VersAusglG),
 cc) Geringfügigkeit (§ 18 VersAusglG),
 dd) fehlende Ausgleichsreife (§ 19 VersAusglG: fehlende 

  Unverfallbarkeit, Unwirtschaftlichkeit, ausl. Anrechte)



Auskunftsansprüche sind zu unterscheiden  

 - Wechselseitige Ansprüche der Ehegatten gegeneinander 

  (§ 4 Abs. 1 VersAusglG)

 - Anspruch gegen den Versorgungsträger des Ehegatten 

  (§ 4 Abs. 2 VersAusglG)

 - Mitwirkungsanspruch des Versorgungsträgers 

  (§ 4 Abs. 3 VersAusglG)

 - sozialrechtliche Auskunftsansprüche gegen den 

  eigenen Versorgungsträger (z.B. § 109 Abs. 5 S. 1 SGB VI)

 - Auskunftspflicht gegenüber dem Familiengerichts (§ 220 

 FamFG)



Durch das VersAusglG sind nunmehr  dem Versorgungsausgleich zugeordnet: 

 - § 2 Abs. 2 Nr. 3 VersAusglG: alle Anrechte, die vom Betriebsrentengesetz erfasst sind, 
 und zwar unabhängig von der Zahlungsweise nach dem Inhalt dieser Anrechte. 

  Betroffen sind betriebliche Alterversorgungen, die auf einer Kapital
 -Lebensversicherung beruhen und auf eine Kapitalleistung lauten (also vollkommen 

 unabhängig von der Leistungsform!). 
 - Gleiches gilt für alle Altersvorsorgeverträge iSd. Altersvorsorgeverträge-  
  Zertifizierungsgesetzes (AltZertG); das sind auch sog. „Riester-Verträge“. 

Dem Versorgungsausgleich unterfallen nicht, soweit kein qualifizierter Fall des § 2 Abs. 2 
Nr. 3 VersAusglG vorliegt: 

-  Kapital-Lebensversicherungen mit Rentenwahlrecht (= häufigster Fall in der Praxis). 
 Etwas anders gilt nur dann, wenn das Wahlrecht zugunsten der Rente bis zur 

  Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages bereits ausgeübt war;
-  Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht, wenn das Wahlrecht zugunsten der 
  Kapitalleistung bis zur Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages bereits ausgeübt war 

 (vorher, also regelmäßig, sind Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht in den 
  Versorgungsausgleich einzubeziehen). 



 „Korrespondierenden Kapitalwert“

ist, derjenige Kapitalbetrag (= Einkaufspreis), 
mit dem bei dem realteilenden 

Versorgungsträger des ausgleichspflichtigen 
Ehegatten ein Anrecht in Höhe des 

Ausgleichwertens für den 
ausgleichspflichtigen Ehegatten begründet 

wird. 

(s. § 47 Abs. 2 VersAusglG). 



§ 47 Abs. 6 VersAusglG = 
Betrachtung auf der Grundlage wertbildender Faktoren

Dies sind typischerweise:
-  Umlage, Beitrag (Finanzierungsverfahren des Versorgungsträgers),
-  statische Rente, Anpassung wie gRV, Erhöhung in der  
  Leistungsphase (Dynamik), 
-  Dauer der Versorgungsleistung, 
-  Alter und Geschlecht des Ausgleichspflichtigen (sog. biometrische 
  Faktoren),
-  isolierte Rente, Invaliditäts,- und Hinterbliebenenversorgung 
  (Leistungsspektrum),
-  (Teil-)Kapitalisierungsrechte, 
-  Insolvenzschutz etc.



Checkliste: Vereinbarungsmöglichkeiten zum Versorgungsausgleich  

- Totalausschluss (mit Bedingung oder Rücktrittsvorbehalt; mit und ohne 
Kompensation/Entschädigung),

- Totalausschluss bei kurzer Ehedauer (über 3 Jahre hinaus [§ 3 Abs. 3 
VersAusglG]),

- Teilausschluss - verschiedene Modifikation:
 - Herausnahme einer oder einzelner Versorgungsarten,
 - Herausnahme einer oder einzelner Anrechte,
 - Begrenzung des Wertausgleichs,
 - Vereinbarung der oder zur „externen Teilung“
- Saldierungsvereinbarungen,
- Ausschluss und Kompensation (Gegenleistung),
- Abfindung (ggfs. versorgungsgeeignet),
- modifizierter nachehelicher Unterhalt (wenig geeignet),
- modifizierter Zugewinnausgleich,
- Gesamtvermögensregelung, -auseinandersetzung,
- Gesamtregelung der Scheidungsfolgen,
- Ausschluss des Ausgleichs einzelner Anrechte,
- Abänderung der Ausgleichsquote,
- Ausgleich „ehebedingter (Versorgungs-)Nachteile“
- Veränderung des Ausgleichszeitraums (z.B. „fiktives Ehezeitende“),
- Bedingungen, Befristungen, Rücktrittsvorbehalte für verschiedene 

Konstellationen,
- schuldrechtlicher Ausgleichsanspruch.



Vereinbarungen zu bestimmten Ausgleichszeiträumen (z.B. fiktives 
Ehezeitende) :

- von den Ehegatten bestimmter Tag,
- von den Ehegatten bestimmtes Ereignis (Begründung eines 

gemeinsamen Hausstands/Zusammenlebens),
- Tag des Eintritts des Getrenntlebens (vgl. § 1567 BGB),
- auf Dauer angelegtes Getrenntleben (z.B in 

Getrenntlebenvereinbarung),
- ein Ehegatte familienbedingt (Kindererziehungszeiten) und 

zeitweise keine oder eine verminderte Erwerbstätigkeit ausübt 
oder
- ein Ehegatte aus sonstigen Gründen (unverschuldete 

Erwerbslosigkeit, Krankheit, Pflege von Angehörigen) zeitweise 
keine oder eine verminderte Berufstätigkeit ausübt.



Vereinbarung von auflösenden (§ 158 Abs. 2 BGB) oder aufschiebenden 
Bedingungen (§ 158 Abs. 1 BGB) :

- Aufgabe oder Reduzierung der Berufstätigkeit wegen der Geburt und 
Betreuung gemeinsamer Kinder,

- erheblicher, der Alterssicherung dienender Vermögenszuwachs (z.B. 
Erlangung einer absehbaren Erbschaft) zu Gunsten eines Ehegatten,

- Aufgabe der Berufstätigkeit im ausdrücklichen Einvernehmen,
- Aufgabe der Berufstätigkeit -gleichviel aus welchem Grund- für einen zuvor 

definierten Zeitraum (mit und ohne Einvernehmen),
- Pflege naher Angehöriger oder wegen des 
- sehr guten Einkommens des anderen Ehegatten),
- Reduzieren (im oder ohne Einvernehmen des anderen Ehegatten) der 

wöchentlichen Arbeitszeit,
- Ehegatten wird (ggfs. amtlich festgestellt) erwerbsunfähig oder 

Erwerbsfähigkeit erheblich vermindert,
- Nichterreichen einer bestimmten Versorgungshöhe,
- Nichterfüllung oder mangelnde Werthaltigkeit vereinbarter Gegenleistungen,
- kurze - vertraglich definierte - Ehedauer, abweichend von der 3-Jahres-Grenze 

des § 3 Abs. 3 VersAusglG. 



Versorgungsausgleich – Versorgungsausgleich – späte Ausübung des 
Kapitalwahlrechts

 
OLG Karlsruhe Beschl. v. 15.02.2024 – 18 UF 82/23, BeckRS 2024, 3971 = 

NZFam 2024, 560 (Karl-Heinz Kirchmeier) = NJW-Spezial 2024, 422 (Martin 
Haußleiter)

Normen: §§ 6, 7 Abs. 1, 27 VersAusglG 
amtl. Leitsatz:

1. Entzieht ein Ehegatte ein von ihm zum Zweck der Alterssicherung erworbenes 
Anrecht durch Ausübung des Kapitalwahlrechts dem Versorgungsausgleich und 
wird dieser Entzug nicht dadurch kompensiert, dass der andere Ehegatte über 
ein anderes Ausgleichssystem an dem Vermögenswert teilhaben kann, 
verschiebt sich die Verteilungsgerechtigkeit unter den Ehegatten und entfällt in 
demselben Umfang die Grundlage dafür, in umgekehrter Richtung an 
Anrechten des anderen Ehegatten teilzuhaben. (Rn. 29).

2. Unbillig und treuwidrig ist es in dem Fall nicht, das eigene Anrecht dem 
Versorgungsausgleich entzogen zu haben, jedoch die damit verbundene 
Erwartung, gleichwohl in unverminderter Höhe an den Anrechten des anderen 
Ehegatten teilzuhaben. (Rn. 44).



Versorgungsausgleich – Versorgungsausgleich – späte 
Ausübung des Kapitalwahlrechts

Konflikt-Konstellationen
nach wirksamer Ausübung versicherungsvertraglich vorbehaltener 
Wahlrechte vor Ehezeitende (§ 3 Abs. 1 VersAusglG):

a) wirksamer „Ausschluss des Versorgungsausgleichs“ – aber: 
Zugewinngemeinschaft bleibt bestehen:

 - priv. Rentenversicherung wird ggfs. planwidrig 
  ausgeglichen,
 - Kapital-(Lebens)Versicherung wird ggfs. planwidrig nicht 

 ausgeglichen;

b) wirksamer „Ausschluss des Zugewinnausgleichs“ oder 
Vereinbarung der „Gütertrennung“ – Versorgungsausgleich nach 
VersAusglG:

 - priv. Rentenversicherung wird ggfs. planwidrig nicht 
  ausgeglichen,
 - Kapital-(Lebens)Versicherung wird ggfs. planwidrig 
  ausgeglichen.
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